
Wortlaut der parlamentarischen Initiative von Albert Rösti  
 
Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfassung und Artikel 107 des 
Parlamentsgesetzes reiche ich folgende parlamentarische Initiative ein: 
Die gesetzlichen Bestimmungen sind so anzupassen, dass bei durch 
Neukonzessionierungen oder Änderungen von Wasserkraftkonzessionen 
erforderlichen Umweltverträglichkeitsprüfungen nicht vom ursprünglichen 
Zustand vor Bestehen des oft seit vielen Jahrzehnten konzessionierten Kraftwerks, 
sondern vom Ist-Zustand vor der beabsichtigten Neukonzessionierung bzw. 
Konzessionsänderung ausgegangen wird. 
 
BEGRÜNDUNG 
Die Erneuerung von auslaufenden Wasserkraftkonzessionen sowie wesentliche 
Änderungen während laufender Konzessionsdauer, z. B. im Hinblick auf eine 
bedeutende Erweiterung eines bestehenden Wasserkraftwerks, kommen materiell 
der Erteilung einer neuen Konzession gleich und erfordern daher eine 
umfassende Neubeurteilung der Gesamtanlage, unter anderem in Bezug auf die 
umweltrelevanten Auswirkungen. 
Umstritten ist nun, von welchem Ausgangs- beziehungsweise Referenzzustand bei 
der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) sowie bei der Festlegung des Umfangs 
an Ersatzmassnahmen für Eingriffe in schutzwürdige Lebensräume auszugehen ist. 
Die Gesetzesbestimmungen lassen diese Fragen offen. Eine konkrete Vorgabe 
findet sich erst im UVP-Handbuch des Bafu. Ohne nähere Begründung wird dort 
das Folgende festgehalten: "Bei einer Konzessionserneuerung, auf die kein 
Rechtsanspruch besteht, ist der Ausgangszustand derjenige Zustand, der 
bestehen würde, wenn die frühere Konzession nie erteilt und die Anlage nie 
gebaut worden wäre." Diese Praxis hat einschneidende Konsequenzen für die 
Wasserkraftnutzung. Die Tatsache, dass im Rahmen von Konzessionserneuerungen 
und wesentlichen Konzessionsänderungen nicht nur für neue Eingriffe in 
schutzwürdige Lebensräume angemessener Ersatz geleistet werden muss, 
sondern zusätzlich auch für frühere Eingriffe, bei der Erstellung der ersten 
Anlage, hätte erhebliche Kostenfolgen und würde die Stromproduktion aus 
Wasserkraft massiv verteuern. 
Hinzu kommt, dass der ursprüngliche Zustand vor dem Bau der bestehenden 
Kraftwerksanlagen, der in den meisten Fällen mehrere Jahrzehnte zurückliegt, 
kaum ermittelt werden kann, was somit zwangsläufig zu Auslegungsstreitigkeiten 
und langwierigen Verfahren führt. Um die vom Bundesrat beabsichtigte 
Steigerung der Stromproduktion aus Wasserkraft nicht unnötig zu bremsen, wäre 
es angemessen und sachgerecht, bei Umweltverträglichkeitsprüfungen in Zukunft 
vom bestehenden Ist-Zustand auszugehen. 
 
 


